
Die Entwicklung in Nordafrika und im Nahen Osten,
die Sicherheit der Kernenergie sowie die Lage der
Weltwirtschaft: Dies waren die zentralen Themen
des G8-Gipfels 2011 in Deauville. Unmittelbar vor
ihrer Reise zu den jährlichen Gesprächen in den
nordfranzösischen Badeort gab Bundeskanzlerin An-
gela Merkel vor dem Deutschen Bundestag eine Re-
gierungserklärung ab und erläuterte die deutsche
Position.
Angesichts der politischen Umwälzungen in Nordaf-
rika kündigte die Bundeskanzlerin für diese Länder
konkrete und schnelle Hilfe an. Die ersten politi-
schen Erfolge dürften nicht durch wirtschaftliche
Instabilität gefährdet werden, betonte sie. Die Hilfe
solle schnell in Gang kommen, „denn Zeit zählt in
dieser Region“. Merkel nannte es eine „historische
europäische Verpflichtung“, den Menschen, die in
Nordafrika und Teilen der arabischen Welt für Frei-
heit und Menschenrechte auf die Straße gehen, zur
Seite zu stehen. Die Entwicklungen seien für alle
„eine historische Chance“.
Zu den drängendsten Herausforderungen gehörten
die Arbeitslosigkeit und die wenig entwickelten Aus-
bildungsstrukturen. Daher solle eine „Partnerschaft
für Beschäftigung“ geschlossen werden. Deutsch-
land und die deutsche Wirtschaft sollten sich in
Ägypten vor allem in der Berufsausbildung engagie-
ren und für 10.000 zusätzliche Ausbildungsplätze
sorgen. Tunesien versprach die Kanzlerin Unterstüt-
zung bei der Qualifizierung und Vermittlung von
Akademikern und dem Aufbau eines Sektors kleine-
rer und mittlerer Unternehmen. Diese Programme
könnten durch eine vierjährige Schuldenumwand-
lung in Höhe von 300 Millionen Euro finanziert wer-
den. Zur Unterstützung des demokratischen Wandels
werde die Bundesregierung darüber hinaus noch in
diesem Jahr 30 Millionen Euro einsetzen. In den
nächsten Jahren sollen 100 Millionen Euro zusätz-
lich bereitgestellt werden, kündigte Merkel an. Mit
den Spitzen von IWF und Weltbank werde auf dem
G-8-Gipfel in Deauville darüber gesprochen, wie

man ein „bedeutendes und wirkungsvolles Maßnah-
menpaket schnüren“ könne. Auch für die Europäi-
sche Bank für Wiederaufbau und Entwicklung gebe
es in Tunesien und Ägypten Ansatzpunkte für Hilfe.
Hintergrund: Die Gruppe der 8 (G8) ist ein informel-
les Forum der Staats- und Regierungschefs aus acht
Industrieländern. Sie ist – wie die G20 – keine inter-
nationale Organisation, sie besitzt weder einen eige-
nen Verwaltungsapparat noch eine permanente Ver-
tretung ihrer Mitglieder. Auf Grund der informellen
Strukturen spielt die jeweilige G8-Präsidentschaft
eine besonders wichtige Rolle, in ihren Händen lie-
gen die Organisation sowie die Agenda des Gipfels.
2011 hat Frankreich sowohl die G8- als auch die
G20-Präsidentschaft inne. Die französische Präsi-
dentschaft hat einen kompakten Gipfelverlauf vorge-
sehen, bei dem am zweiten Gipfeltag der traditionel-
le „Outreach“ (engl.: freundlicher Kontakt) stattfin-
det: hierbei tritt die Gruppe der Acht in einen Dialog
mit wichtigen Partnern ein, die die Präsidentschaft
eingeladen hat. Dieses Jahr fanden Gespräche mit
Partnern aus Nordafrika und dem südlichen Afrika
statt. So nahmen etwa die Premierminister aus Ägyp-
ten und Tunesien teil.
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion begrüßt die Un-
terstützung der ägyptischen und tunesischen Reform-
bestrebungen durch Deutschland nachdrücklich. Ins-
besondere in Tunesien und Ägypten haben die Men-
schen jetzt die Gelegenheit, eine umfassende Demo-
kratisierung ihrer Länder zu beginnen. Dazu sind
jedoch viele Hindernisse zu überwinden. Die sich
verschlechternden Wirtschaftsdaten und die instabile
Sicherheitslage können den Reformprozess nachhal-
tig stören. Auch haben in letzter Zeit Angriffe auf
die christliche Minderheit zugenommen. Nach einem
zweitägigen politischen Besuch in Kairo in der letz-
ten Woche erklärte der Vorsitzende der Unionsfrak-
tion Volker Kauder: „Wenn der Wandel zu mehr
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit hier gelingt,
kann Ägypten zu einem Schlüsselland für die Region
werden.“
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Kurznachrichten

Eckpunkte für die Reform der Bundeswehr
Nachdem Verteidigungsminister Thomas de Mai-
zière in der vergangenen Woche die Eckpunkte für
die Reform der Bundeswehr und die neuen vertei-
digungspolitischen Richtlinien vorgestellt hatte,
gab er an diesem Freitag im Deutschen Bundestag
eine Regierungserklärung zur Neuausrichtung der
Bundeswehr ab. Damit ist ein weiterer wichtiger
Schritt auf dem Weg zu einer grundlegenden Neu-
gestaltung der Bundeswehr getan.
Ziel der Union ist es, die Bundeswehr besser auf
die neuen, internationalen Herausforderungen ein-
zustellen. Abläufe und Organisation sollen schlan-
ker werden, sodass von den geplanten 175 000 bis
185 000 Soldaten ein deutlich höherer Anteil für
Einsätze zur Verfügung steht. Mit dem Reformkon-
zept des Ministers liegt eine gründliche und präzise
Analyse vor, die die Defizite benennt und Hand-
lungsbedarf aufzeigt. Damit ist eine hervorragende
Grundlage für den Erfolg einer Reform gelegt, die
die Struktur der Bundeswehr auf Jahrzehnte
bestimmen wird. Jetzt geht es um deren Umset-
zung. Nach der Aussetzung der Wehrpflicht ist ins-
besondere die Verbesserung der Personalgewin-
nung dringend geboten. Dazu muss die Bundes-
wehr mit einem Attraktivitätsprogramm auf dem
Arbeitsmarkt konkurrenzfähiger gemacht werden.
Das vom Minister vorgelegte Reformkonzept ist
von Fachleuten sehr positiv kommentiert worden.
Dennoch ist in den kommenden Monaten auch mit
Widerständen gegen einzelne Reformschritte zu
rechnen. Der Minister wird sich aber auf die Unter-
stützung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion verlas-
sen können.

Weichenstellung für Kinderfreundlichkeit
In dieser Woche verabschiedete der Deutsche Bun-
destag in zweiter und dritter Lesung das „Zehnte
Gesetz zur Änderung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes“. Durch die Änderung
des § 22 BImSchG wird zukünftig sichergestellt,
dass Geräuscheinwirkungen, die von Kinderta-
geseinrichtungen, Kinderspielplätzen und ähnlichen
Einrichtungen hervorgerufen werden, im Regelfall
keine „schädliche Umwelteinwirkung“ mehr sind.
Dazu erklärte der kommunalpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestags-fraktion und Rastatter Ab-
geordnete, Peter Götz: „Die Privilegierung des von
Kindertageseinrichtungen, Kinderspielplätzen und
ähnlichen Einrichtungen ausgehenden Kinderlärms
führt dazu, dass gegen diese Einrichtungen seltener

vorgegangen wird. Das unterstützt die Städte und
Gemeinden bei dem von der Bundesregierung ge-
förderten Ausbau der Kinderbetreuung. Eine zu-
sätzliche Weichenstellung für mehr Kinderbetreu-
ung vor Ort ist die im Baurecht geplante generelle
Zulässigkeit von Kitas in sogenannten reinen
Wohngebieten. Im Rahmen der Bauplanungsrechts-
novelle wollen wir die Baunutzungsverordnung
entsprechend ändern. Ferner wird geprüft, wie
durch eine Ergänzung im Baugesetzbuch diese Re-
gelung auch auf geltende Bebauungspläne ausge-
weitet werden kann.“ Hintergrund: CDU, CSU und
FDP haben bereits im Koalitionsvertrag klarge-
stellt, dass Kinderlärm keinen Anlass für gerichtli-
che Auseinandersetzungen geben darf. Mit der an-
stehenden Privilegierung von Kinderlärm im Rah-
men der Novelle des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes wird die Forderung des
Koalitionsvertrages nun umgesetzt und ein klares
gesetzgeberisches Signal für eine kinderfreundliche
Gesellschaft gesetzt.

Änderung des Stasi-Unterlagen-Gesetzes
An diesem Donnerstag fand die erste Lesung des
Achten Gesetzes zur Änderung des Stasi-
Unterlagen-Gesetzes statt. Mit dem Gesetz sollen
die zum 31. Dezember 2011 auslaufenden Überprü-
fungsmöglichkeiten bis zum 31. Dezember 2019
verlängert und der überprüfbare Personenkreis aus-
geweitet werden. Auch mehr als 20 Jahre nach En-
de des sozialistischen Unrechtsregimes darf es kei-
nen Schlussstrich unter die Vergangenheit geben.
Dies sind wir den Opfern des DDR-
Unterdrückungsapparats schuldig. Der Zugang zu
den Stasi-Unterlagen gehört zu den wichtigsten
Instrumenten der Aufarbeitung der SED-Diktatur.
Das Bedürfnis nach Einsichtnahme in die Stasi-
Unterlagen ist bei Bürgern, Wissenschaftlern und
Journalisten nach wie vor ungebrochen. Deshalb
müssen die zum Ende dieses Jahres auslaufenden
Überprüfungsmöglichkeiten bis 2019 verlängert
werden.

Zitat
«Nicht nach Indien.»
(Regierungssprecher Steffen Seibert am Mittwoch
auf die Frage, ob Kanzlerin Angela Merkel wegen
der Vulkanasche ihre anstehenden Reisen statt im
Flugzeug per Auto absolvieren wird. Kurz nach
dem G8-Gipfel in Frankreich reist Angela Merkel
nach Indien.)
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In eigener Sache
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26.05.2011 Musikverein
Kirchberg an der Iller in
Berlin

Josef Rief kann in dieser

Woche den Musikverein

aus seiner Heimatgemein-

de Kirchberg an der Iller

in Berlin empfangen. Vor

der Baden-Württemberger

Landesvertretung spielte

der Musikverein vor Ber-

liner Publikum, sowie im Beisein von Rief und den Mitarbeitern der Landesvertretung ein kleines Konzert.

Danach nahm Rief die Gruppe mit in den Bundestag, wo auch die Plenarsitzung und die Reichstagskuppel

besucht wurden. Am kommenden Samstag, den 28.05.11 spielt der Musikverein von 18-22 Uhr im Restau-

rant und Biergarten "Maria und Josef" in Berlin-Lichterfelde.

Foto: Vor der Landesvertretung Baden-Württemberg in Berlin

23.05.2011 Auszubildende der Karl-Arnold-
Schule besuchen Rief in Berlin

Zum Ende ihrer Studienfahrt nach Berlin besuch-
te eine Gruppe Auszubildender von der Bibera-
cher Karl-Arnold-Schule Josef Rief im Bundes-
tag in Berlin. Schon am Wochenende hatten sich
die angehenden Elektroniker den Plenarsaal und
die Reichstagskuppel angesehen. Beim Gespräch
mit ihrem Bundestagsabgeordneten ging es vor
allem um Zukunftsthemen wie Atomausstieg,
Erneuerbare Energien, Welternährung und die
Konkurrenz zwischen der Erzeugung von Nah-
rungsmitteln und Energie in der Landwirtschaft. Nach dem Gespräch führte Rief die Gruppe durchs Haus,
bevor dann die Busfahrt nach Biberach angetreten wurde.

22.05.2011 125 Jahre Feuerwehr Gutenzell

Josef Rief besuchte am Wochenende das Fest
zum 125-jährigen Jubiläum der Freiwilligen Feu-
erwehr Gutenzell. Feuerwehr sowie die Mitglie-
der der anderen Vereine aus Gutenzell veranstal-
teten ein beeindruckendes Fest mit einem Kon-
zert des Musikvereins und einer Ausstellung von
Feuerwehr-, Rettungs- und THW-Fahrzeugen.
Attraktion der Ausstellung war die Möglichkeit
im Fahrkorb der Drehleiter in die Höhe zu fah-
ren. Des Weiteren gab es eine Vorführung der
Jugendfeuerwehr.

Auf dem Foto: Josef Rief im Gespräch mit Besuchern des Feuerwehrfestes


